
Editorial Inhalt

I n f o B r i e f

A p r i l  2 017

Liebe Mandanten, 
liebe Geschäftsfreunde,

der Winter hatte es in sich – weniger meteorologisch als vielmehr welt- 
politisch. Da war einiges los. Mit den Wahlen in Frankreich und Deutsch-
land stehen im Lauf des Jahres weitere Termine von großer Tragweite 
an. Nach der Bundestagswahl könnte es auch in der Welt der Steuern 
einige Veränderungen geben. Wir werden berichten.

Von einigen aktuellen Gerichtsurteilen zu steuerlichen Fragen erfahren 
Sie im vorliegenden InfoBrief. Lieblingsautos sind dabei ein Thema, an 
anderer Stelle geht es um Rechnungen, die berichtigt werden müssen. 
Außerdem verraten wir Ihnen, wann eine Party zu den Werbungskosten 
gezählt werden kann. Wissen Sie, wann ein Notarvertrag sittenwidrig 
ist? Auch dazu finden Sie einen Beitrag auf den folgenden Seiten.

Wir wünschen Ihnen eine kurzweilige Lektüre. Haben Sie ein sonnen-
reiches Frühjahr.

Ihr Team der BTT Treuhand
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 „Wir sind dazu geboren,  
  uns im Gespräch einander mitzuteilen.“

Philipp Melanchthon (1497-1560) 
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Angst ist kein Grund  
für Papierverbrauch

Der selbstständige Rechtsanwalt Alanus 
Schoor ist seit 1994 in seiner Kanzlei tä-
tig. Da er keine Umsatzsteuererklärung 
für das Jahr 2013 beim Finanzamt ein-
reichte, wurden seine umsatzsteuerpflich-
tigen Umsätze im März 2015 vom Fi-
nanzamt geschätzt. Am 1. Juni 2015 
reichte der Rechtsanwalt eine Umsatz-
steuererklärung in Papierform ein. Das 
Finanzamt jedoch wollte eine elektroni-
sche Version. Damit war Schoor nicht 
einverstanden. Er legte Einspruch ein und 
führte dafür diverse Gründe an: 

Der Anwalt sprach von der Vermeidung 
unbilliger Härten und sagte, dass die Vor-
aussetzungen für die elektronische Da-
tenübermittlung bei ihm nicht gegeben 
seien. Sie seien für ihn auch wirtschaftlich 
unzumutbar. Wegen eines Virus oder Tro- 
janers könne Schoor, so führte er aus, die 
Elster-Software nicht mehr nutzen. Zum 
Schutz seiner Mandanten sei er dazu ver-
pflichtet, seine Kanzlei unter Meidung des 
Internets zu betreiben. Bei einer Über-
mittlung über das Netz bekäme jeder-
mann Zugriff auf seine Steuerunterlagen, 
da das Internet bekanntlich völlig unsicher 
sei. Die Vorschriften zur Abgabe der Um-
satzsteuer durch Datenfernübertragung 
seien daher verfassungswidrig. Lediglich 
für die Korrespondenz mit seinen Man-
danten habe er einen Laptop mit Inter-
netanschluss. Steuererklärungen werde 
Schoor damit auf keinen Fall versenden. 
Auch sei er kein Computerfachmann und 
daher persönlich nicht in der Lage, das 
Elster-Verfahren zu nutzen. 

Mit seinem Einspruchsverfahren hatte der 
Anwalt keinen Erfolg. Auch eine Klage 
vor dem Thüringer Finanzgericht wurde 
abgeschmettert. Die Richter stellten klar, 
dass die Verpflichtung zur elektronischen 
Abgabe der Steuererklärungen innerhalb 
des verfassungsrechtlichen Gestaltungs-
spielraums des Gesetzgebers liegt, die 
Verhältnismäßigkeit wahrt und verfas-
sungsrechtlich legitimen Zielen dient. Die 
online übermittelte elektronische Steuer-
erklärung bietet der Finanzverwaltung 
den großen Vorteil, die vom Steuerpflich-
tigen oder dessen Berater bereits erfass-
ten elektronischen Daten unmittelbar wei- 
terverarbeiten zu können. Neben der 
Verwaltungsvereinfachung und der admi-
nistrativen Kostenersparnis verbessert die 
elektronische Übermittlung offenkundig 
die Überprüfungsmöglichkeiten von Um-

satzsteuererklärungen durch die Finanz-
verwaltung und beschleunigt die Auswer-
tung.

Tatsächlich kann im Einzelfall auf die elek-
tronische Steuererklärung eines Unterneh- 
mers verzichtet werden, wenn sie wirt-
schaftlich oder persönlich unzumutbar ist. 
Das gilt insbesondere dann, wenn die Ein-
richtung der entsprechenden Technik mit 
einem großen finanziellen Aufwand ver-
bunden wäre oder wenn der Steuerpflich-
tige nicht über ausreichende Kenntnisse 
verfügt, die Möglichkeiten der Datenfern-
übertragung zu nutzen. 

Diese Ausnahme gilt für Rechtsanwalt 
Schoor aber offenbar nicht. Schließlich hat- 
te er dem Gericht selbst erzählt, dass er 
einen funktionsfähigen Laptop mit Inter-
netzugang besitzt. Auch eine persönliche 
Unzumutbarkeit könne nur dann der Fall 
sein, wenn der Anwalt über keinerlei Me-
dienkompetenz verfüge und etwa auf-
grund seines Alters auch keinen Zugang 
zur Computertechnik mehr finden könn-
te. So liegt der Streitfall aber nicht. An-
haltspunkte dafür, dass Schoor nicht die 
für eine Datenfernübertragung notwen-
digen Kenntnisse und Fähigkeiten hat, hat 
er weder vorgetragen, noch sind sie an-
derweitig zu erkennen. Der tätige Advo-
kat ist weder vom Alter noch von seinem 
Ausbildungsgrad her einer Personengrup-
pe zuzuordnen, die über keinerlei Medien- 
kompetenz verfügt. Auch kann ihm nicht 
ein Zugang zur Computertechnik abge-
sprochen werden, zumal er dem Finanz-
amt die Umsatzsteuererklärung des Jah-
res 2012 per Datenfernübertragung 
übermittelt hatte.

Somit kann man das Urteil wohl wie folgt 
zusammenfassen: netter Versuch.

Fahndung nach dem 
Lieblingsauto

Arthur Wieselei liebt alte Autos. Sein In-
teresse richtet sich auf die Wagen, die 
schon als besonders galten, als sie nagel-
neu waren. Daher konnte Wieselei nicht 
widerstehen, als ihm zum Ende des Jahres 
2013 ein Rolls-Royce Corniche Cabrio 
zum absoluten Schnäppchenpreis von 
29.000 Euro angeboten wurde. 

Wie mancher Leser vielleicht weiß, wurde 
der Rolls-Royce Corniche, benannt nach 

der Küstenstraße Corniche bei Monaco, 
in der Anfangsversion in den Jahren 1971 
bis 1987 in einer Stückzahl von 3.239 
Fahrzeugen hergestellt. Wieseleis Gutgläu- 
bigkeit und geistige Zurechnungsfähigkeit 
wollen wir nicht weiter erörtern. Der Fall 
entwickelte sich jedenfalls so, dass der 
Wagen bei der polizeilichen Anmeldung 
im Juli 2013 nicht zugelassen, sondern  
sichergestellt wurde. Denn im Schenge-
ner Informationssystem (SIS) war das 
Auto von den französischen Behörden als 
gestohlen gemeldet und zur Fahndung 
ausgeschrieben worden. 

Im Zuge der Ermittlungen – die wegen 
möglicher Hehlerei auch gegen Wieselei 
und den Autohändler geführt wurden – 
kam die Vermutung auf, der ehemalige 
französische Eigentümer könnte den Dieb- 
stahl des Fahrzeugs im Rahmen eines 
Versicherungsbetrugs nur vorgetäuscht 
haben. Daher wurde das Fahrzeug Ende 
2013 von der Polizei freigegeben und von 
Wieselei ordentlich zugelassen. 

Kurz darauf wurden die Ermittlungen al-
lerdings gegen alle drei Parteien wieder 
aufgenommen. Aufgrund der unverändert 
fortdauernden SIS-Ausschreibung erklär-
te Wieselei im Mai 2014 schließlich den 
Rücktritt vom Kaufvertrag und verlangte 
die Rückzahlung des Kaufpreises. Da der 
Autohändler damit nicht einverstanden 
war, musste sich Wieselei durch alle Ins-
tanzen bis hin zum Bundesgerichtshof 
(BGH) durchklagen. In allen Instanzen ent- 
schieden die Richter zu seinen Gunsten.

Bei ihrer Entscheidung wiesen die hohen 
Richter des BGH darauf hin, dass ein Ver-
käufer dem Käufer nicht nur das Eigen-
tum an der Kaufsache verschaffen muss, 
er muss vielmehr auch dafür sorgen, dass 
sie frei von Rechtsmängeln ist, der Käufer 
sie also unangefochten und frei von Rech-
ten Dritter wie ein Eigentümer nutzen 
kann. 

Insofern ist nicht erst die behördliche Si-
cherstellung oder Beschlagnahmung eines 
Autos, sondern bereits dessen Eintrag in 
die Fahndungsliste aufgrund einer SIS-Aus- 

Alanus Schoor



Wichtige Fristen & Termine
                                                     Zahlungstermin              Schonfrist

Einkommensteuer und Körperschaftsteuer   12.06.2017   15.06.2017 
        11.09.2017   14.09.2017
        11.12.2017   14.12.2017
          
Umsatzsteuer und Lohnsteuer    10.04.2017   13.04.2017  
      10.05.2017  13.05.2017  
      12.06.2017  15.06.2017
      10.07.2017  13.07.2017
 
Gewerbesteuer und Grundsteuer    15.05.2017   18.05.2017 
      15.08.2017  18.08.2017
    
Die Angaben sind ohne Gewähr. Bitte beachten Sie: Die Schonfrist wird nur für Überwei-
sungen oder bei Teilnahme am Einzugsermächtigungsverfahren gewährt. Die Frist gilt nicht 
bei Barzahlung.
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schreibung als Rechtsmangel anzusehen. 
Denn ein solcher Eintrag ist für den Käufer 
mit der konkreten, im gesamten Schen-
gen-Raum bestehenden Gefahr verbun-
den, dass ihm der Wagen bei der Zulas-
sung oder einer Halteränderung oder 
einer polizeilichen Kontrolle auf unbe-
stimmte Zeit entzogen wird. 

Wenn von solchen Fällen berichtet wird, 
dann meist, wenn sich unter den Beteilig-
ten ein „Opfer“ herauskristallisiert. Hier 
kann man allerdings die Frage stellen, ob 
man mehr Mitleid mit Wieselei oder aber 
mit den Richtern haben muss – denn die 
mussten sich mit dem Fall bis hin zum 
BGH beschäftigen.

Sportwagen ist als Erbteil 
ungeeignet

Auch in dem nun folgenden Fall dreht sich 
alles um einen hochwertigen Pkw. Aller-
dings ist dieses Mal das Auto relativ neu 
und mit seinem Geburtsjahr 1995 ist Ru-
beus Hartgriff auch heute noch jung, dy-
namisch und voller Tatendrang. Sein Va-
ter, Manfred Mullpfeffer, war mit seiner 
Mutter nur relativ kurz bis 1997 verheira-
tet. Während der Junior die Kindheit bei 
seiner Mutter im Rheinland verbrachte, 
lebt Vater Mullpfeffer mit seiner langjähri-
gen Lebensgefährtin und einer aus dieser 
Beziehung stammenden Tochter im Kreis 
Lippe. Mullpfeffer ist selbständig prakti-
zierender Zahnarzt und Gesellschafter ei- 
nes Dentallabors. 

Als sein Sohn die 11. Klasse eines Gymna-
siums besuchte und mit erheblichen Schul- 
schwierigkeiten zu kämpfen hatte, bot ihm 
der Vater zum Anfang des Jahres 2013 
an, im eigenen Dentallabor eine Ausbil-
dung zum Zahntechniker zu machen. Die- 
ser Plan wurde umgesetzt, nachdem Ru-
beus die Schule im Sommer 2013 ohne 
bestandenes Fachabitur verlassen hatte. 

Etwa zur gleichen Zeit erwarb Papa Mull-
pfeffer von einem Bekannten einen Sport-
wagen, für den sich Rubeus besonders 
begeisterte. Es handelte sich um einen 
Nissan GT-R 35 mit einem Anschaffungs-
preis von rund 100.000 Euro, der in die-
ser Ausstattungsvariante eine Höchstge-
schwindigkeit von 320 km/h erreichen 
und in 2,8 Sekunden von 0 auf 100 km/h 
beschleunigen kann. Rubeus durfte nicht 
nur hin und wieder während der Fahrt 
auf dem Beifahrersitz sitzen, sondern 
auch einige Male selbst lenken, was ihn 
außerordentlich faszinierte.

sollen, von dem er – was insoweit unstrei-
tig ist – zuvor keinen Entwurf erhalten 
habe. Den Inhalt und die Bedeutung des 
Vertrages habe er nicht vollständig ver-
standen, der Notar habe die Bedeutung 
auch nicht hinreichend erklärt. Seinen 
Wunsch, vor der Unterzeichnung mit sei-
ner Mutter telefonieren zu dürfen, habe 
der Vater ihm unter Hinweis auf angebli-
chen Zeitdruck abgeschlagen. Außerdem 
wurde Rubeus bei dieser Gelegenheit er-
klärt, dass dies seine einzige Möglichkeit 
sei, überhaupt etwas vom Vater zu erhal-
ten, da er praktisch zahlungsunfähig sei. 

Weil der Zahnarzt-Vater mit dem Urteil 
der ersten angesprochenen Gerichtsins-
tanz nicht einverstanden war, ging er beim 
Oberlandesgericht (OLG) in Hamm in 
Berufung. Aber auch dieses Gericht kam 
zu dem Ergebnis, dass der Notarvertrag 
sittenwidrig und deshalb unwirksam war. 

Sittenwidrig und damit nichtig ist ein 
Rechtsgeschäft, wenn es gegen das An-
standsgefühl aller billig und gerecht Den-
kenden verstößt. Folgt die Sittenwidrig-
keit nicht schon allein aus dem Inhalt des 
Geschäfts, kann sie sich aus einer zusam-
menfassenden Würdigung von Inhalt, Be-
weggrund und Zweck des Geschäfts er-
geben sowie aus den äußeren Umständen, 
die dazu führten. Subjektiv ist weder das 
Bewusstsein der Sittenwidrigkeit erforder- 
lich noch eine Schädigungsabsicht. Es ge-
nügt, wenn der Handelnde die Tatsachen 
kennt, aus denen die Sittenwidrigkeit folgt. 
Dabei ist es einerlei, ob er sich der Er-
kenntnis einer erheblichen Tatsache be-
wusst ist oder sich dieser grob fahrlässig 
verschließt. 

Am 29. Oktober 2013, zwei Tage nach 
Rubeus‘ 18. Geburtstag, fuhr der Vater 
mit dem Sohne zu einem befreundeten 
Notar. Dort ließen die Parteien einen im 
Auftrag des Vaters vorbereiten „Erb-, 
Pflichtteils- und Pflichtteilsergänzungsan-
spruchsverzicht“ beurkunden. Der regel-
te insbesondere, dass Rubeus mit seiner 
Unterschrift auf das ihm beim Tod des 
Vaters zustehende gesetzliche Erb- und 
Pflichtteilsrecht einfach so und inklusive 
der Erb-, Pflichtteils- und Pflichtteilsergän-
zungsansprüche verzichtet. Als Gegen-
leistung für die Verzichte erhält der ver-
zichtende Sohn den Nissan GT-R 35 
Coupé, jedoch unter der aufschiebenden 
Bedingung, dass er 25 Jahre alt wird, sei-
ne Gesellenprüfung zum Zahntechniker 
bis zum 31. Dezember 2017 mit der 
Note 1 besteht und auch seine Meister-
prüfung zum Zahntechniker bis zum 31. 
Dezember 2021 mit der Note 1 absol-
viert.

Schon am Nachmittag nach der Beurkun-
dung, nachdem Rubeus mit seiner Mama 
telefoniert und mit ihr über den Vorgang 
gesprochen hatte, begriff er, dass er wohl 
einen Fehler gemacht hatte. Zuerst teilte 
er dem Notar telefonisch mit, dass er die 
Vereinbarung rückgängig machen wolle. 
Die weitere Kommunikation innerhalb 
der Familie erfolgte sodann über Rechts-
anwälte. Im folgenden Austausch der 
Schriftsätze und dem Gerichtsverfahren 
in der ersten Instanz schilderte Rubeus 
Hartgriff die Geschichte so, dass er mit 
dem Vertrag überrumpelt wurde. Am 
Tage dieser merkwürdigen Beurkundung 
hätte ihm sein Vater lediglich eine Über-
raschung angekündigt. Bei dem Notar 
habe er dann den Vertrag unterschreiben 
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Bei dem hier beschriebenen Notarver-
trag besteht ein erhebliches Ungleichge-
wicht zu Lasten des Sohnes. Das Un-
gleichgewicht rührt daher, dass der Erb- 
verzicht mit sofortiger Wirkung und un-
bedingt – insbesondere unabhängig vom 
Eintritt der Bedingungen für die Gegen-
leistung – vereinbart ist, während die Ge-
genleistung nur unter drei Bedingungen 
erfolgen soll – was bedeutet, dass der Erb- 
verzicht unentgeltlich erlangt ist, sollte 
sich auch nur eine der Bedingungen nicht 
erfüllen.

Ergänzend stellen die Richter des OLG 
fest, dass der Sohn durch zwei Bedingun-
gen für den Erhalt des Autos auf missbilli-
gende Weise in seiner Berufswahl einge-
schränkt wurde: Die starre Vorgabe der 
zu absolvierenden Ausbildung in einer 
bestimmten Zeit von der Gesellenprü-
fung bis zum Meisterbrief lässt keinerlei 
Spielraum für eine berufliche Umorientie-
rung. Die Bedingungen entfalten eine kne-
belnde Wirkung, die einen unzulässigen 
Eingriff in die Persönlichkeitsrechte des 
noch jugendlichen Rubeus Hartgriff dar-
stellt, der seine Ausbildung gerade erst 
begonnen hatte. Verschärft wird der hier- 
durch erzeugte Druck noch dadurch, 
dass die Bedingung nur bei Erreichen der 
Bestnote bei den Abschlussprüfungen er-
füllt sein sollte. Denn zum einen ist zu 
bedenken, dass der junge Hartgriff sei-
nerzeit gerade erst am Beginn seiner Aus- 
bildung stand und daher mögliche Schwie-
rigkeiten noch gar nicht zuverlässig ein-
schätzen konnte. Zum anderen hängen in 
einer Abschlussprüfung erzielte Ergebnisse 
erfahrungsgemäß nicht ausschließlich von 
Umständen ab, die der Absolvent beein-
flussen kann.

Für eine Sittenwidrigkeit der getroffenen 
Vereinbarungen sprechen schließlich be-
sonders deutlich die äußeren Umstände 
des Geschäftes. Der Senior hat nämlich die 
in erheblichem Gegensatz zu seiner eige-
nen Geschäftsgewandtheit stehende ju-
gendliche Unerfahrenheit und Beeinfluss-
barkeit seines Sohnes zu seinem Vorteil 
ausgenutzt. Diese Schlussfolgerung folgt 
schon aus der Wahl des Gegenstandes 
der in Aussicht gestellten Abfindung. Hier 
hat sich Mullpfeffer ersichtlich zielgerich-
tet die alters- und persönlichkeitsbedingte 
nahezu fanatische Begeisterung des Soh-
nes für den Sportwagen zu Nutze ge-
macht. Die Richter diagnostizieren hierzu 
beim Sohn ein Rationalitätsdefizit, das dem 
Vater bestens bekannt war und das er 
durch die Anschaffung des Autos im Vor-
feld noch gefördert hat. 

Weitere entscheidende Kriterien sind der 
Zeitpunkt des Geschäftes, zwei Tage nach 
dem 18. Geburtstag des Sohnes, sowie 
die näheren Umstände der Beurkundung. 
Der Vater hat für sein Vorhaben bewusst 
die Volljährigkeit abgewartet, wohlwis-
send, dass er eine Zustimmung zu dem 
Geschäft von Seiten der Mutter nicht er-
langt hätte, geschweige denn die sonst 
erforderliche Genehmigung des Familien-
gerichts. Zum anderen hat er mit der 
Wahl des Beurkundungstermins den Ein-
druck erweckt, es handele sich um ein Ge- 
burtstagsgeschenk für den lieben Sohn. 
Diese Vorgehensweise war geeignet, dem 
Sohn eine Ablehnung des Angebotes emo- 
tional zu erschweren.

Nachdem juristisch nunmehr alle Fronten 
geklärt sind, kann man feststellen, dass es 
Vater Mullpfeffer mit seiner Aktion an ei-
nem Nachmittag geschafft hat, nicht nur 
die Patchworkfamilie, sondern auch seine 
Unternehmensnachfolge ganz sportlich an 
die Wand zu fahren. 

Schadensersatz als  
Werbungskosten

Ganz im Faust’schen Sinne („alles, was 
entsteht, ist Wert, dass es zugrunde 
geht“) wurde für die EasyAshram AG im 
Jahr 2001 wegen drohender Zahlungsun-
fähigkeit ein Insolvenzantrag gestellt. Der 
vom Gericht eingesetzte Insolvenzver-
walter der AG hatte Grund zum Klagen 
gegen die vier früheren Vorstandsmitglie-
der – denn bei seinen Bemühungen, für 
sich und die anderen Gläubiger der AG 
möglichst viel Vermögen aufzuspüren, 
stellte er fest, dass der alte AG-Vorstand 
zum 31. Dezember 1997 und auch zum 
31. Dezember 1998 eine falsche Bilanz 
erstellt hatte. Die unzutreffenden Bilan-
zen hätten zu einer Dividendenausschüt-
tung der AG für die Jahre 1997 und 1998 
geführt, obwohl in Wirklichkeit kein Ge-
winn erzielt worden sei. 

Der Rechtsstreit wurde 2009 durch ei-
nen Vergleich vor dem Oberlandesgericht 
(OLG) beendet. Darin verpflichtete sich 
Frank Langbodden als einer der vier be-
schuldigten ehemaligen Vorstände zur 
Schadensersatzzahlung an den Insolvenz-
verwalter der EasyAshram AG.

In seiner Einkommensteuererklärung für 
das Streitjahr 2009 erklärte Langbodden 
aus diesen Vorgängen Werbungskosten 
in Höhe von schlappen 1.227.818 Euro bei 
seinen Einkünften aus nichtselbständiger 

Arbeit, die neben der Zahlung aus der Ver- 
gleichsvereinbarung auch noch Rechtsan-
waltskosten und Zinsen zur Finanzierung 
beinhaltete. Die Berücksichtigung dieser 
Werbungskosten wurde allerdings vom 
Finanzamt abgelehnt. Und weil die Klage 
beim Finanzgericht Köln ebenfalls keinen 
Erfolg hatte, landete der Fall beim Bun-
desfinanzhof (BFH). Auch in dieser finalen 
Instanz hatte Langbodden keinen Erfolg.

In der Urteilsbegründung stellt das Ge-
richt fest, dass auch strafbare Handlun-
gen, die im Zusammenhang mit einer be-
trieblichen oder beruflichen Tätigkeit ste- 
hen, Erwerbsaufwendungen begründen 
können und dass die sich aus ihnen erge-
benden Schadensersatzverpflichtungen zu 
Werbungskosten führen können. Es ist 
nämlich für die Besteuerung unerheblich, 
ob ein Verhalten, das den Tatbestand ei-
nes Steuergesetzes ganz oder zum Teil 
erfüllt, gegen ein gesetzliches Gebot oder 
Verbot oder gegen die guten Sitten ver-
stößt. Aber die Annahme von Erwerbs-
aufwendungen setzt in diesen Fällen vo-
raus, dass die schuldhaften Handlungen, 
die die Aufwendungen auslösen, noch im 
Rahmen der betrieblichen oder berufli-
chen Aufgabenerfüllung liegen und nicht 
auf privaten, den betrieblichen oder be-
ruflichen Zusammenhang aufhebenden 
Umständen beruhen. So greifen nach der 
Rechtsprechung private Gründe dann 
durch, wenn die strafbaren Handlungen 
nur insoweit mit der Erwerbstätigkeit des 
Steuerpflichtigen im Zusammenhang ste-
hen, als diese eine Gelegenheit zu einer 
Straftat verschafft haben. 

Bei der Insolvenz der EasyAshram AG 
stellten die Finanzgerichte übereinstim-
mend fest, dass Langbodden aus der fal-
schen Darstellung der Vermögensverhält-
nisse der AG einen wirtschaftlichen Vor- 
teil gezogen hat. Die Gewinnausschüt-
tung wäre ohne den überhöhten Gewinn-
ausweis, den Langbodden als Vorstand 
der AG zu verantworten hatte und für 
den er strafrechtlich zur Verantwortung 
gezogen wurde, nicht möglich gewesen. 

ashram

easy

GEWINN
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Insofern bestand neben dem Interesse 
der AG, die prognostizierte Dividende im 
Rahmen einer geplanten Kapitalerhöhung 
darstellen zu können, auch ein erhebli-
ches Eigeninteresse des Klägers an der 
geschönten Gewinndarstellung.

Mit der EU zur rückwirkenden 
Rechnungsberichtigung

Rund um eine Betriebsprüfung gibt es für 
gewöhnlich zwei Themen: die private 
Nutzung des Firmenwagens – darum 
geht es an dieser Stelle nicht – und die 
Ordnungsmäßigkeit von Rechnungen. Bei 
letzteren war es stets ärgerlich, wenn im 
Rahmen einer Betriebsprüfung der Inhalt 
einer Eingangsrechnung Jahre später mo-
niert wurde, der enthaltene Vorsteuerbe-
trag im geprüften Jahr dann gestrichen 
und nach der Korrektur der Rechnung in 
der aktuellen Umsatzsteuervoranmeldung 
neu „eingekippt“ werden musste. Es folg-
te dann noch für das geprüfte Veranla-
gungsjahr eine Nachverzinsung mit einem 
Zinssatz in Höhe von 6% per anno. 

Diese unsägliche Praxis führte immer wie- 
der zu Protesten der Unternehmerschaft. 
Aber der Gesetzgeber weigerte sich, zu 
handeln und versteckte sich hinter den 
europäischen Richtlinien. Dazu, ob die 
Richtlinien der EU wirklich so auszulegen 
sind, wurde der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) bereits mehrmals befragt, doch 
bislang hatte er nie eindeutig geantwortet.

Als sich die Gelegenheit bot, legte das Fi-
nanzgericht Hannover im Juli 2014 dem 
EuGH einen konkreten Sachverhalt der 
umsatzsteuerpflichtigen Gesellschaft Se-
natex GmbH zur Entscheidung vor. Und 
tatsächlich hat der EuGH in einem wirk-
lich wegweisenden Urteil klargestellt, dass 
Rechnungen mit Rückwirkung auf den 
Vorsteuerabzug berichtigt werden kön-
nen. Dabei wendete sich der Gerichtshof 
ausdrücklich gegen die deutsche Finanz-
amtspraxis, in derartigen Fällen Nachzah-
lungszinsen festzusetzen. Da die Vorsteu-
er in dem Voranmeldungszeitraum zum 
Abzug gebracht werden kann, in dem 
erstmals die Eingangsrechnung vorliegt, 
kann somit die Rechnungskorrektur ohne 
Nachverzinsung erfolgen, da in dem Vor-
anmeldungszeitraum, in dem das Recht auf 
Vorsteuerabzug ausgeübt wurde, tatsäch-
lich eine Rechnung vorgelegen hat.

Auf dieses Urteil des EuGH hat die deut-
sche Steuer-Fachwelt mit viel Spannung 
gewartet. Dazu gehörten konkret auch die 

Richter des V. Senats des Bundesfinanz-
hofes (BFH). Denn dort lag beispielswei-
se die Revision eines Urteils des Finanz-
gerichts Berlin-Brandenburg, bei dem die 
Klägerin ein Dentallabor betrieb. Im Rah-
men einer Betriebsprüfung wurden hier 
für die geprüften Jahre 2005 bis 2007 di-
verse Eingangsrechnungen moniert. Kon-
kret wurde bekrittelt, dass die Leistungs-
beschreibungen eines Rechtsanwaltes und 
einer Unternehmensberatung nach Ein-
schätzung der Finanzverwaltung nicht aus- 
reichend gewesen wären. Die Rechnungen 
des Rechtsanwalts ergingen unter dem 
Briefkopf der Rechtsanwaltskanzlei mit 
dem Betreff „Beratervertrag“. Sie enthiel-
ten als Kennzeichnung des Leistungsge-
genstands den Satz: „Ich erlaube mir, das 
vereinbarte Beraterhonorar wie folgt ab-
zurechnen“. Die Rechnungen der Unter-
nehmensberatung lauteten: „Für allgemei-
ne wirtschaftliche Beratung im (Zeitraum) 
berechnen wir Ihnen pauschal wie verein-
bart“ und „für zusätzliche betriebswirt-
schaftliche Beratung (Zeitraum) berech-
nen wir Ihnen pauschal wie vereinbart“. 
Die Rechnungen nahmen nicht auf weite-
re Unterlagen Bezug, aus denen sich Ein-
zelheiten der Vereinbarung entnehmen 
ließen. 

Eben im Hinblick auf das anhängige Ver-
fahren beim EuGH hatten die Richter des 
BFH im Oktober 2015 beschlossen, bis 
zur EuGH-Entscheidung dieses eigene Ver- 
fahren ruhen zu lassen. Mit der nun vor-
liegenden Entscheidung wurde sodann 
folgerichtig zugunsten des Dentallabors 

und gegen die Festsetzungen des Finanz-
amtes entschieden. Auch um die Rechts-
entwicklung allen Lesern des Urteils zu 
verdeutlichen, wurde in den Leitsätzen des 
Gerichtes der ausdrückliche Hinweis auf-
genommen, dass eine Änderung der 
Rechtsprechung vorliegt. 

Im Nachgang zum Urteil des EuGH bleibt 
die spannende Frage offen, was denn nun 
eigentlich die Mindestvoraussetzungen für 
eine (später korrigierbare) Rechnung sind. 
Im Zweifel wird man dann wieder mit viel 
Ausdauer den EuGH befragen müssen. 

Berufliche Veranlassung 
einer Fete

In seiner Heimatstadt, irgendwo in Rhein- 
land-Pfalz, ist Harald Petter der Mann für 
unlösbare Aufgaben. Sein Leben lang ist 
er Beamter, aber als im Jahre 2002 auch 
in dieser Stadt die Wohnungsnot auf ein 
nicht mehr akzeptables Maß anstieg und 
die Mitbürger langsam begannen, das Ma-
terial für die Barrikaden zusammenzusu-
chen, auf die sie dann auch steigen woll-
ten, wurde Harald Petter zur Kommu- 
nalen Wohnungsbaugesellschaft „abkom-
mandiert“. Beamtenrechtlich wurde das 
gelöst, indem er auf seinem Beamtenpos-
ten befristet auf fünf Jahre und mit einer 
Verlängerung um weitere fünf Jahre beur-
laubt wurde. 

Kurz vor dem definitiven Ende seiner 
Zeit als Interimsmanager vollendete Pet-
ter im Jahr 2011 sein 60. Lebensjahr. 
Zum Geburtstag lud er sämtliche Mitar-
beiter der GmbH sowie den Aufsichts-
ratsvorsitzenden in eine Werkstatthalle 
des Arbeitgebers ein, der in die Organisa-
tion der Geburtstagsfeier eingebunden 
war. Insgesamt kamen etwa 70 Leute. 
Die Werkstatthalle wurde für die Feier-
lichkeit mit Mobiliar des Arbeitgebers, 
nämlich mit Bierzeltgarnituren ausgestat-
tet. Die Feier fand an einem Freitag von 
12 bis 17 Uhr statt. Ein Teil der Gäste 
erschien in Arbeitskleidung. Für jeden Gast 
fielen etwa 35 Euro an.

Neben dieser öffentlichen Feier zele-
brierte Petter noch weitere, private Ge-
burtstagsfeiern, die mit deutlich höheren 
Kosten zu Buche schlugen. Da er alle Kos-
ten aus der eigenen Tasche zahlte, trug 
Petter in seiner Einkommensteuererklä-
rung die Aufwendungen für die erste Ge-
burtstagsfeier in Höhe von 2.470 Euro 
als Werbungskosten bei den Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit ein. 

Rechnung
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Leider akzeptierte das Finanzamt die Be-
rücksichtigung dieser Kosten nicht. Petter 
klagte daraufhin vor dem Finanzgericht – 
und hatte Erfolg. Das Finanzamt seiner-
seits schickte den Fall dann weiter zum 
Bundesfinanzhof (BFH) zur Revision. Aber 
auch in dieser Instanz blieb Petter sieg-
reich.

Um beurteilen zu können, ob die Auf-
wendungen beruflich oder privat veran-
lasst sind, ist tatsächlich in erster Linie der 
Anlass der Feier ausschlaggebend. Trotz-
dem ist auch dieser nur ein wichtiges In-
diz und nicht das alleinentscheidende Kri-
terium. Denn auch wenn es um ein be- 
sonderes persönliches Ereignis geht, kann 
sich aus den Umständen ergeben, dass 
die Aufwendungen für die Feier beruflich 
veranlasst sind. Umgekehrt begründet ein 
Ereignis im beruflichen Umfeld allein nicht 
die Annahme, die Aufwendungen für die 
Feier seien (nahezu) ausschließlich beruf-
lich veranlasst. Häufig sind bei privaten 
Festen auch befreundete Kollegen dabei. 

Um sagen zu können, ob die Aufwendun-
gen Werbungskosten sind, müssen daher 
weitere Kriterien herangezogen werden: 
So ist von Bedeutung, wer als Gastgeber 
auftritt, wer die Gästeliste bestimmt, ob 
es sich bei den Gästen um Kollegen,  
Geschäftsfreunde oder Mitarbeiter (des 

Steuerpflichtigen oder des Arbeitgebers), 
um Angehörige des öffentlichen Lebens, 
der Presse, um Verbandsvertreter oder 
um private Bekannte oder Angehörige 
des Steuerpflichtigen handelt. Zu berück-
sichtigen ist außerdem, an welchem Ort 
die Veranstaltung stattfindet, ob sich die 
finanziellen Aufwendungen im Rahmen 
vergleichbarer betrieblicher Veranstaltun- 
gen bewegen und ob das Fest den Cha-
rakter einer privaten Feier hat oder nicht.

Da Kollegen häufig auch private Kontakte 
untereinander pflegen, kann für die Zu-
ordnung der Aufwendungen zum berufli-
chen oder privaten Bereich auch bedeut-
sam sein, ob nur ausgesuchte Kollegen 
eingeladen wurden oder ob die Einladung 
allgemein galt. Wurden Arbeitskollegen 
wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer be-
stimmten betrieblichen Einheit (etwa alle 
Mitarbeiter einer Abteilung) oder nach 
ihrer Funktion im Betrieb (etwa alle     
Außendienstmitarbeiter) eingeladen, legt 
dies nahe, dass die Aufwendungen für diese 

D a s  S t e u e r l e x i k o n  -  P  w i e . . .

Private Veräußerungsgeschäfte

Im Einkommensteuergesetz steht, für welche 
Einnahmen man in Deutschland Steuern zahlen 
möge. Es endet mit der Aufzählung von sieben 
verschiedenen Einkunftsarten, und wie im Mär-
chen ist der siebente Teil nicht das Letzte, son-
dern etwas ganz Besonderes: Mit der siebten 
Einkunftsart werden die Einkünfte eingefangen, 
die bei den anderen sechs nicht passten – zum 
Beispiel die privaten Veräußerungsgeschäfte.

Private Veräußerungsgeschäfte liegen immer 
dann vor, wenn Gegenstände, die nicht für die 
berufliche oder unternehmerische Tätigkeit des 
Steuerpflichtigen verwendet werden, gekauft 
und wieder verkauft werden. Vom Einzel- oder 
Großhandel, der den gewerblichen Einkünften 
zugeschlagen wird, sind sie klar abzugrenzen. 
Bei einem privaten Veräußerungsgeschäft geht 
es darum, einen Gegenstand zunächst zu er-
werben – um ihn selbst zu nutzen oder um ihn 
einfach zu besitzen – und später zu beschlie-
ßen, ihn wieder zu verkaufen. 

Oft ist es so, dass Gegenstände mit der Zeit 
nicht nur älter werden, sondern auch ihr Markt-
wert immer weiter abnimmt. Aber das muss 
nicht sein. Gold, Betongold oder Kunstwerke 
etwa steigen im Wert. Genau an dieser Stelle 
kommen die Begehrlichkeiten des Fiskus mit 

der siebten Einkunftsart zum Einsatz: Die Ge-
winne aus diesen Geschäften (Verkaufspreis mi-
nus Einkaufspreis minus Veräußerungskosten) 
sind nämlich steuerpflichtig, wenn zwischen 
Kauf und Verkauf maximal ein Jahr vergangen 
ist. Für den Fall, dass eine nicht selbst genutzte 
Immobilie der Gegenstand des zwischenzeit-
lichen Besitzes ist, verlängert sich dieser Zeit-
raum auf 10 Jahre. Im Immobilien-Fall müssen 
bei der Berechnung des Veräußerungsgewin-
nes noch die Abschreibungen hinzugerechnet 
werden, wenn und soweit diese bei einer der 
sechs anderen Einkunftsarten schon einmal für 
eine Verringerung der Steuerbelastung gesorgt 
hatten. 

Natürlich gibt es Ausnahmen: Die wichtigste 
sind Wertpapiere in jeder vorstellbaren Form. 
Hierfür gibt es seit dem Jahr 2009 die ewige 
Frist, und diese Gewinne werden ohnehin der 
Einkunftsart ‚Kapitalerträge‘ zugeschlagen.

Der Fiskus möchte sich natürlich an den Gewin-
nen beteiligen. Wenn es allerdings um Verluste 
geht, ist das weniger schön. Deshalb dürfen 
Verluste aus privaten Veräußerungsgeschäften 
nicht mit Gewinnen aus anderen Einkunftsquel-
len verrechnet werden. Die Verluste kann man 
Jahr für Jahr vor sich her schieben, bis irgend-
wann ein Gewinn aus einem privaten Veräuße-
rungsgeschäft generiert wird.

.
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Gäste (nahezu) ausschließlich beruflich 
veranlasst waren – auch dann, wenn der 
Steuerpflichtige zu manchen dieser Kolle-
gen freundschaftlichen Kontakt pflegt. 

Wurden hingegen nur einzelne Arbeits-
kollegen eingeladen, kann das auf über-
wiegend private Gründe für die Aufwen-
dungen hindeuten und ein Abzug deshalb 
ausfallen.

Mit diesen Überlegungen im Hinterkopf 
haben die Richter des BFH im ersten 
Schritt festgestellt, dass für die Feier des 
runden Geburtstags ein privater Anlass 
zu Grunde lag. Damit sind die Kosten 
erst einmal nicht als Werbungskosten an-
zuerkennen – auch dann nicht, wenn sie 
durch die gesellschaftliche Stellung des 
Arbeitnehmers entstanden. Denn die Ein-
ladung zu einem Empfang anlässlich eines 
runden Geburtstags entspricht einer  
gesellschaftlichen Konvention, die ihren 
Grund in der privaten Lebensführung hat. 
Verwandte und Freunde sollen den be-
sonderen Tag im Leben des Jubilars mitfei-
ern. Der Kreis der Gäste ergibt sich da- 
bei aus der sozialen und gesellschaftlichen 
Stellung des Jubilars und aus seinen Re-
präsentationspflichten. Bei Geschäftsleu-
ten sind dann auch die Geschäftspartner, 
Berufskollegen und Mitarbeiter des eige-
nen Unternehmens dabei. 

Im zweiten Schritt aber haben die Richter 
gewürdigt, dass die Feier nicht in erster 
Linie der Ehrung des Jubilars diente und 
der Erfüllung gesellschaftlicher Konventio-
nen, sondern vielmehr dem kollegialen Mit- 
einander und der Pflege des Betriebskli-
mas. Der Jubilar zollte mit seiner Einla-
dung der gesamten Belegschaft Dank und 
Anerkennung, was gefestigten betriebli-
chen Gepflogenheiten Rechnung trägt. 
Nicht zuletzt würdigten die Richter wohl-
wollend, dass sich der Berufsbezug der 
Geburtstagsfeier auch aus den maßvollen 
Kosten, aus dem Veranstaltungsort und 
der -zeit (teilweise während der Arbeits-
zeit) sowie der Billigung der Feier durch 
den Arbeitgeber ergibt.

Die Berücksichtigung von Kosten für eine 
Feier war schon mehrmals Gegenstand 
unserer InfoBrief-Betrachtungen. Dabei 
könnte man sicherlich den roten Faden 
verlieren. Die Botschaft des BFH-Urteils 
lautet jedenfalls: Die Kosten für die priva-
te Geburtstagsfeier kann ich auch weiter-
hin nicht bei der Steuerberechnung anset-
zen – es sei denn, ich setze für diese Art 
von Feier die gleichen Maßstäbe an wie 
bei jeder anderen normalen Betriebsver-

anstaltung. Das bedeutet, man muss bei 
seiner Feier dann auch die Gesichter er-
tragen, die man eigentlich nicht sehen 
will.

Anwaltsrobe als Werbeträger

Seit dem Jahr 2004 ist Rechtsanwalt Den-
nis Krähn Mitglied der Rechtsanwaltskam-
mer Köln. Die Mitgliedschaft erfolgte 
nicht ganz freiwillig, denn um überhaupt 
als Rechtsanwalt praktizieren zu dürfen, 
muss Krähn ordentlich seine Beiträge 
zahlen. Das System unterscheidet sich bei 
den Rechtsanwälten nicht von den Rege-
lungen anderer Berufsgruppen wie Steuer- 
berater, Architekten, Wirtschaftsprüfer 
usw. 

Unter den Kollegen in Köln ist Rechtsan-
walt Krähn für seine Werbeideen be-
kannt. So kam er auf die Idee, bei Ge-
richtsverhandlungen künftig in einer Ro- 
be zu erscheinen, die deutlich sichtbar auf 
dem Rücken mit seinem Namen und sei-
ner Homepageadresse bestickt war. Um 
keine überraschenden Überreaktionen 
der Richterkollegien zu riskieren, fragte 
Krähn vorsorglich bei der Rechtsanwalts-
kammer nach, ob das erlaubt ist. 

Die Rechtsanwaltskammer antwortete 
hochoffiziell mit dem belehrenden Hin-
weis, dass das so – natürlich – nicht gehe. 
Nach Auffassung der Kammer handelt es 
sich mit einer derartigen Berufskleidung 
um ein werbliches Auftreten nach außen, 
das dazu diene, in den Gerichtssälen be-
wusst Zuhörer und andere auf sich auf-
merksam zu machen, um hierdurch für 
neue Mandate zu werben. Diese Wer-
bung wäre unsachlich, weil ein Gerichts-
saal der falsche Ort für Werbung insge-
samt sei. Außerdem würde Krähn durch 
das Tragen der Robe gegen die Berufs-
ordnung der Rechtsanwälte verstoßen, 
da er damit von der üblichen Berufstracht 
abweiche.

Mit dieser Entscheidung war Krähn nicht 
einverstanden. Deshalb wurde der 1. Se-
nat des Anwaltsgerichtshofs Nordrhein-
Westfalen bemüht. Schon drei Tage spä-
ter war dort die Sache klar: Die kreative 
Anwaltswerbung wurde nicht genehmigt. 
Und so ging Krähn bei der nächsten Ins-
tanz in Berufung. Kein anderer als der 1. 
Senat des Bundesgerichtshofes (BGH) 
mit der Chefin des BGH höchstpersön-
lich nahm sich dieser wichtigen Rechtssa-
che mit dem Gegenstandwert in Höhe 
von 5.000 Euro an. 

Man kann wohl davon ausgehen, dass der 
Rechtsanwalt bei dieser Gelegenheit ein-
fach mal die Reaktionen der offiziellen 
Stellen austestete. Natürlich hatte Krähn 
auch beim BGH keinen Erfolg mit seinem 
Ansinnen. Zur Begründung weisen die 
Richter darauf hin, dass die Anwaltsrobe 
im Unterschied zu anderen Berufsklei-
dungen und zu anderen Kleidungsstücken 
des Rechtsanwalts für alle Anwesenden 
erkennbar die Organstellung des Rechts-
anwalts und das Ziel einer ausgeglichenen 
und objektiven Verhandlungsatmosphäre 
verkörpert, die durch Sachlichkeit und 
Rationalität sowie durch die Verallgemei-
nerungsfähigkeit der Rechtsanwendung 
geprägt ist. Ein Werbeaufdruck stört – 
unabhängig von seinem Inhalt – die Funk-
tion, Aussage und Wirkung der Robe. 
Anwaltliche Werbung ist ein Verhalten, 
das darauf abzielt, Mandanten zu gewin-
nen. Durch ihre Aufbringung auf die vor 
Gericht getragene Robe wird die Robe 
zweckentfremdet, und ihre eigentlichen 
Zwecke werden wesentlich beeinträch-
tigt. Der Rechtsanwalt würde dann mit 
der Robe als „Werbeträger“ hervortre-
ten und so Funktion und Wirkung der 
Robe mindern.

Auch Krähns Argument, dass durch die 
namentliche Kennzeichnung der Sinn des 
Robetragens verstärkt werde, wurde ent-
kräftet. Denn durch die Robe soll der 
Rechtsanwalt gerade nicht als konkrete 
Person, sondern als unabhängiges Organ 
der Rechtspflege aus dem übrigen Teil-
nehmerkreis hervorgehoben werden. 
Eine sichtbare namentliche Kennzeich-
nung der Robe dient diesem Zweck nicht.
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Vom Arbeitnehmer getragene 
Kraftstoffkosten bei der  
1 %-Regelung

Nach einer Rechtsprechungsänderung min- 
dern die vom Arbeitnehmer selbst getra-
genen Kfz-Kosten den geldwerten Vorteil 
aus der Nutzungsüberlassung auch bei 
der 1 %-Regelung, wenn der Arbeitneh-
mer dem Arbeitgeber ein Nutzungsent-
gelt für die außerdienstliche Nutzung 
zahlt. Der Vorteil ergibt sich aus der Dif-
ferenz zwischen dem Wert der Nut-
zungsüberlassung und dem vom Arbeit-
nehmer zu zahlenden Nutzungsentgelt. 

Erweiterung der Steuer- 
ermäßigung für haushaltsnahe 
Dienstleistungen und  
Handwerkerleistungen

Erfreulicher Weise wurde das BMF Schrei- 
ben v. 10.01.14 zugunsten der Steuer-
pflichtigen umfassend überarbeitet (BMF 
Schreiben v. 09.11.16).

Folgende Änderungen sind hervorzuheben:

-    Der Begriff „im Haushalt“ kann künftig 
auch das angrenzende Grundstück um-
fassen, sofern die Dienstleistung dem 
eigenen Grundstück dient (z.B. Win-
terdienst auf öffentlichen Gehwegen 
vor dem eigenen Grundstück)

-    Hausanschlusskosten an die Ver- und 
Entsorgungsnetze können nunmehr be- 
günstigt sein

-    Funktionsprüfungen einer Anlage ist 
ebenso Handwerkerleistung wie die Be- 
seitigung eines bereits eingetretenen 
Schadens (z.B. Dichtheitsprüfung Ab-
wasserleitung, Kontrolle TÜV bei Auf-
zügen)

-    Entgelt für ein Notrufsystem im Rah-
men des betreuten Wohnens inner-
halb der Wohnung ist ebenfalls be-
günstigt

-    Versorgung und Betreuung von Haus-
tieren zu Hause wird als haushaltsnahe 
Dienstleistung anerkannt.
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Gesetz zum Schutz vor  
Manipulationen an digitalen 
Grundaufzeichnungen

Die Unveränderbarkeit der Daten bei di-
gitalen Grundaufzeichnungen soll nun 
durch eine neue Prüfungsmöglichkeit und 
deutlich erhöhte Bußgelder bei Verstö-
ßen sichergestellt werden. Die Einzelauf-
zeichnungspflicht wurde auch für die Nut- 
zung elektronischer Aufzeichnungssys- 
teme in der Abgabenordnung verankert. 
Ebenso wie die verpflichtende Belegaus-
gabe entfällt sie nur bei dem Verkauf von 
Waren an viele unbekannte Personen ge- 
gen Barzahlung. Die aufgezeichneten Da-
ten sind durch eine Sicherheitseinrichtung 
bestehend aus einem Sicherheitsmodul, 
einem Speichermedium und einer einheit-
lichen digitalen Schnittstelle zu schützen 
und verfügbar zu halten. 

Die eingesetzten elektronischen Aufzeich- 
nungssysteme und zertifizierten Sicher-
heitseinrichtungen unterliegen der Melde-
pflicht. Bei Anschaffung oder Außerbe-
triebnahme ist dies innerhalb eines Mo- 
nats mitzuteilen. Hierbei sind anzugeben: 
Art, Anzahl und Seriennummer, Datum 
der Anschaffung bzw. Außerbetrieb- 
nahme, Name und Steuernummer des 
Steuerpflichtigen. 

Diese Regelungen gelten ab dem Jahr 2020 
mit einer Übergangsregelung bis 2022.

Warnung vor erneuter Betrüger-
masche und Abzocke!

In der Vergangenheit wurden bereits ver-
mehrt vermeintlich behördlich aussehen-
de Schreiben diverser Register (z.B. 
„Deutsche Zentrale Gewerbe- und Han-
delsregister ustid-DZ.de o.Ä.) versandt, 
mit dem dringlich gemachten Hinweis, 
Daten zu ergänzen und diese dann wie-
der an den Absender zurückzusenden. 
Es verbarg sich dahinter ein Auftrag für 
einen Registereintrag, der zu erheblichen 
Kosten führen konnte und schwierig an-
fechtbar war. Nunmehr gibt es wieder 
eine neue Masche. Das „Europäisches 
Zentralregister zur Erfassung und Veröf-
fentlichung von  Umsatzsteuer-Identifika-
tionsnummern“ ist der neue Oberbegriff 
und vermittelt den Anschein, dass eine 
Registrierung dort verpflichtend sei. Die-
ses Schreiben ist nur gut für die Ablage 
„Rundordner“ – sprich Papierkorb. Bitte 
keine Beachtung schenken und dieses ver-
nichten. Alle Umsatzsteuer-Identifikations- 
nummern werden ausschließlich über das 
Bundeszentralamt für Steuern verwaltet 
und Informationen stehen dort jeder-
mann kostenfrei zur Verfügung. 


